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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

 
1. BGB: Vereinbarungen über Maklerlohn 

Urteil vom 06.03.2025, Az: I ZR 138/24  

2. BGB: Abschluss des Maklervertrages durch Dritten 
Urteil vom 06.03.2025, Az: I ZR 32/24  

3. LÖG NRW: Lieferung durch Apotheke an Sonn- und Feiertagen 
Urteil vom 06.03.2025, Az: I ZR 20/24  

4. UrhG: Verletzung des Urheberrechts durch Verhalten im Ausland 
Urteil vom 05.12.2024, Az: I ZR 50/24  

5. UrhG: Rechtsschutzbedürfnis bei Schrankenregelung 
Urteil vom 21.11.2024, Az: I ZR 10/24  

6. InsO: Zulässigkeit eines Partikularinsolvenzverfahrens 
Urteil vom 06.03.2025, Az: IX ZR 234/23  

7. BGB: Unwirksamkeit von Klauseln zu Negativzinsen 
Urteil vom 04.02.2025, Az: XI ZR 183/23  

8. StPO: Umdeutung von irrtümlich vorgenommenen Verfahrensbeschränkun-
gen 
Beschluss vom 09.01.2025, Az: 3 StR 340/24  

9. GWB: Änderung des Zusammenschlussvorhabens durch eine Verfügung 
Beschluss vom 25.02.2025, Az: KVZ 64/21  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
1. BGB: Vereinbarungen über Maklerlohn 

Urteil vom 06.03.2025, Az: I ZR 138/24 
a) § 656d Abs. 1 Satz 1 BGB erfasst nicht nur Vereinbarungen der Parteien des Kauf-
vertrags über eine Wohnung oder ein Einfamilienhaus untereinander, sondern jegliche 
Art vertraglicher Vereinbarungen, durch die unmittelbar oder mittelbar ein Anspruch 
des Maklers auf Zahlung oder Erstattung von Maklerlohn gegenüber der Partei be-
gründet wird, die nicht Partei des Maklervertrags ist. 
 
b) Haben sich die Käufer im Innenverhältnis zur Verkäuferin verpflichtet, den Makler-
lohn in voller Höhe zu bezahlen, bleibt die Verkäuferin als die Partei, die den Makler-
vertrag abgeschlossen hat, nicht im Sinne des § 656d Abs. 1 Satz 1 BGB zur Zahlung 
des Maklerlohns mindestens in gleicher Höhe verpflichtet. 
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c) Eine Vereinbarung, die gegen § 656d BGB verstößt, ist nichtig. Eine geltungserhal-
tende Reduktion mit der Folge, dass die andere Partei zur Zahlung des hälftigen Mak-
lerlohns verpflichtet bleibt, findet nicht statt. 
 

  

2. BGB: Abschluss des Maklervertrages durch Dritten 
Urteil vom 06.03.2025, Az: I ZR 32/24 
a) Um ein Einfamilienhaus im Sinne der §§ 656a ff. BGB handelt es sich, wenn der 
Erwerb des nachzuweisenden oder zu vermittelnden Objekts für den Makler bei Ab-
schluss des Maklervertrags mit dem Erwerber erkennbar Wohnzwecken der Mitglieder 
eines einzelnen Haushalts dient. 
 
b) Der Annahme, dass ein Einfamilienhaus Wohnzwecken dient, steht nicht entgegen, 
dass darin eine Einliegerwohnung oder eine anderweitige gewerbliche Nutzungsmög-
lichkeit von jeweils nur untergeordneter Bedeutung (hier: ein 1/5 der Gesamtfläche 
umfassender Büroanbau) vorhanden sind. 
 
c) Die Vorschrift des § 656c BGB , die lediglich den Fall des Abschlusses von Mak-
lerverträgen zwischen dem Makler einerseits und andererseits jeweils den Parteien des 
Hauptvertrags regelt, ist entsprechend anzuwenden, wenn anstelle einer Partei des 
Hauptvertrags ein Dritter den Maklervertrag abschließt. 
 

  

3. LÖG NRW: Lieferung durch Apotheke an Sonn- und Feiertagen 
Urteil vom 06.03.2025, Az: I ZR 20/24 
a) Ist im Protokoll des zur Verkündung einer Entscheidung anberaumten Termins nicht 
festgehalten, dass ein Urteil verkündet wurde, ist die Verkündung nicht bewiesen. 
Wird das erstinstanzliche Urteil weder durch Verkündung noch in anderer Weise wirk-
sam verlautbart, handelt es sich dabei lediglich um einen Urteilsentwurf, mit dem das 
erstinstanzliche Verfahren noch nicht abgeschlossen ist. 
 
b) Der Gesetzgeber des Landes Nordrhein-Westfalen ist berechtigt, in § 7 Abs. 2 Satz 
1 LÖG NRW Apothekenschließungen an Sonn- und Feiertagen anzuordnen, die durch 
Verbotsverfügungen der Apothekerkammern konkretisiert werden. Er ist hieran nicht 
durch die bundesrechtliche Regelung der Verpflichtung der Apotheker zur Dienstbe-
reitschaft in § 23 Abs. 1 Satz 1 ApBetrO gehindert. 
 
c) Ein Apotheker, der bei Vorliegen einer solchen seine Apotheke betreffenden Ver-
botsverfügung der Apothekerkammer seine Kunden an Sonn- und Feiertagen durch ei-
nen Lieferdienst mit Arzneimitteln beliefern lässt, die er in den Räumen seiner Apo-
theke zum Versand vorbereitet und von dort aus an den Lieferdienst übergibt, verstößt 
gegen § 7 Abs. 2 Satz 1 LÖG NRW , auch wenn er die Verkaufsstelle seiner Apotheke 
geschlossen hält. 
 

  

4. UrhG: Verletzung des Urheberrechts durch Verhalten im Ausland 
Urteil vom 05.12.2024, Az: I ZR 50/24 
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Die Verletzung eines inländischen Urheberrechts durch ein Verhalten, das seinen 
Schwerpunkt im Ausland hat, setzt voraus, dass das Verhalten einen hinreichenden In-
landsbezug aufweist (Fortführung von BGH, Urteil vom 16. Juni 1994 - I ZR 24/92 , 
BGHZ 126, 252 [juris Rn. 17 bis 20] - Folgerecht bei Auslandsbezug; Urteil vom 15. 
Februar 2007 - I ZR 114/04 , BGHZ 171, 151 [juris Rn. 31] - Wagenfeld-Leuchte I). 
 

  

5. UrhG: Rechtsschutzbedürfnis bei Schrankenregelung 
Urteil vom 21.11.2024, Az: I ZR 10/24 
Besteht mit Blick auf ein mit der Klage als verletzt gerügtes Schutzrecht (hier: Urhe-
berrecht an einer Fotografie) eine spezielle Schrankenregelung, deren Voraussetzun-
gen im Rahmen der Begründetheit einer Klage zu prüfen sind (hier: § 45 Abs. 1 und 
Abs. 3 UrhG in Bezug auf die angegriffene Verwendung von Vervielfältigungsstücken 
der Fotografie in einer Patentanmeldung), lässt sich die Schutzwürdigkeit der Rechts-
position des Klägers erst aufgrund näherer Prüfung materiell-rechtlicher Fragen beur-
teilen und kann daher nach den allgemeinen Grundsätzen (dazu BGH, Urteil vom 10. 
Januar 2019 - I ZR 267/15 , GRUR 2019, 813 [juris Rn. 30] = WRP 2019, 1013 - 
Cordoba II) nicht bereits auf der Ebene der Zulässigkeit der Klage unter dem Gesichts-
punkt des fehlenden Rechtsschutzbedürfnisses verneint werden (Fortführung von 
BGHZ 183, 309 [juris Rn. 14 bis 17] - Fischdosendeckel). 
 

  

6. InsO: Zulässigkeit eines Partikularinsolvenzverfahrens 
Urteil vom 06.03.2025, Az: IX ZR 234/23 
InsO § 27 
Der rechtskräftige Beschluss über die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens ist vom 
Prozessgericht als gültig hinzunehmen, wenn ihm nicht ein offenkundiger, schwerer 
Fehler anhaftet, der zur Unwirksamkeit des Beschlusses führt. 
InsO § 11 , § 35 , § 38 ; HGB § 105 Abs. 3 , § 161 Abs. 2 ; BGB § 712a Abs. 1 
a) Kommt es infolge eines Ausscheidens des vorletzten Gesellschafters einer Perso-
nengesellschaft und einer dadurch bedingten liquidationslosen Vollbeendigung der 
Gesellschaft zu einem Übergang des Gesellschaftsvermögens auf den letzten Gesell-
schafter, ist ein Partikularinsolvenzverfahren über das Gesellschaftsvermögen mög-
lich; Insolvenzschuldner ist der letzte Gesellschafter, auf den das Gesellschaftsvermö-
gen übergegangen ist. 
 
b) Wird ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der unbemerkt bereits vollbeende-
ten Gesellschaft eröffnet, handelt es sich um ein von Anfang an wirksames Partikula-
rinsolvenzverfahren über das Gesellschaftsvermögen in der Trägerschaft des verblie-
benen Gesellschafters. 
 

  

7. BGB: Unwirksamkeit von Klauseln zu Negativzinsen 
Urteil vom 04.02.2025, Az: XI ZR 183/23 
Die von einer Bank für eine Vielzahl von Vertragsverhältnissen über Spareinlagen 
vorformulierten Klauseln über Verwahrentgelte 
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sind im Verkehr mit Verbrauchern gemäß § 307 Abs. 1 Satz 1 , Abs. 2 Nr. 1 BGB un-
wirksam. 
 

  

8. StPO: Umdeutung von irrtümlich vorgenommenen Verfahrensbeschränkungen 
Beschluss vom 09.01.2025, Az: 3 StR 340/24 
1. Irrtümlich nach § 154 StPO statt nach § 154a StPO vorgenommene Verfahrensbe-
schränkungen sind entsprechend dem tatsächlich Gewollten und rechtlich Zulässigen 
in Entscheidungen nach § 154a StPO umzudeuten. 
 
2. Eine Verurteilung nach § 4 Satz 1 Nr. 2 GewSchG wegen Verstoßes gegen einen 
nach § 214a Satz 1 FamFG gerichtlich bestätigten Vergleich setzt voraus, dass das er-
kennende Gericht im Strafverfahren eigenständig und unabhängig von der vorange-
gangenen Beurteilung durch das Familiengericht die materielle Rechtmäßigkeit des 
Bestätigungsbeschlusses geprüft und bejaht hat. Diese Prüfung und ihr Ergebnis muss 
es in den Urteilsgründen für das Revisionsgericht nachvollziehbar darlegen. 
 

  

9. GWB: Änderung des Zusammenschlussvorhabens durch eine Verfügung 
Beschluss vom 25.02.2025, Az: KVZ 64/21 
a) Die Zulassung der Rechtsbeschwerde durch den Bundesgerichtshof wirkt nur für die 
Verfahrensbeteiligten, welche sie erstritten haben. 
 
b) Die Anschlussrechtsbeschwerde ist auch in Kartellverwaltungssachen nur statthaft, 
wenn sie sich gegen den Rechtsmittelführer der selbständigen Rechtsbeschwerde rich-
tet. 
 
c) Wird das Zusammenschlussvorhaben vor seiner Freigabe oder Untersagung durch 
eine Verfügung gemäß § 32b GWB geändert, ist das im Fusionskontrollverfahren zu 
berücksichtigen, auch wenn die für bindend erklärten Verpflichtungszusagen als Ne-
benbestimmungen zur Freigabe gemäß § 40 Abs. 3 GWB nicht zulässig gewesen wä-
ren. Darin liegt keine unzulässige Umgehung, wenn eine gemäß § 32b Abs. 1 Satz 3 
GWB befristete Verfügung ein reversibles kooperatives Teilfunktionsgemeinschafts-
unternehmen betrifft, das zum Auf- oder Ausbau einer Netzinfrastruktur gegründet 
worden ist, der aufgrund der Marktverhältnisse während des Befristungszeitraums 
ohne das Gemeinschaftsunternehmen weder im Wettbewerb noch durch einen Wettbe-
werber allein in entsprechendem Umfang zu erwarten wäre. 
 

 
  

 

 


